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Download-Dokument | Quelle: UE
RA024: Dauer des Ausfallschadens – Klagebegründung


MUSTERFORMULIERUNG

Warten auf das Gutachten und Überlegungszeit

Zur berechtigten Dauer des Ausfallschadens sagt der BGH im Urteil vom 05.02.2013, Az. VI ZR 363/11, IWW-Abruf-Nr. 130595 unter Rz. 22: 

„Der Anspruch auf Ersatz des Nutzungsausfalls besteht für die erforderliche Ausfallzeit, d. h. für die notwendige Reparatur- bzw. Wiederbeschaffungsdauer zuzüglich der Zeit für die Schadensfeststellung und gegebenenfalls einer angemessenen Überlegungszeit.“ 

Für den konkreten Fall, der mit Unfalldatum 22.12. zeitlich von den Weihnachts- und Silvestertagen belastet war, sagt der BGH:

„Die vom Berufungsgericht angenommene Ausfallzeit bis zum 15. Januar 2010 ist angesichts der getroffenen Feststellungen im Hinblick auf die Feiertage zu Weihnachten und zum Jahreswechsel und die Wochenenden sowie des erst Anfang Januar zugänglichen schriftlichen Gutachtens nicht zu beanstanden.“

Das zeigt, dass Erschwernisse, die vom Geschädigten nicht zu beeinflussen sind, dem Schädiger zur Last fallen.

Mangelnde Liquidität
Wenn der/die Geschädigte wie im vorliegenden Fall, gemessen am Maßstab des BGH-Urteils vom 06.03.2007, Az. VI ZR 36/06, IWW-Abruf-Nr. 071391, nicht zur Vorfinanzierung in der Lage und – wie hier – auch nicht verpflichtet ist, einen Kredit aufzunehmen, ist das das Risiko des insoweit nach § 254 Abs. 2 BGB gewarnten Schädigers.

Auch in seiner Entscheidung vom 18.02.2020, Az. VI ZR 115/19, hat der BGH noch einmal ausführlich zur Kreditfrage Stellung genommen. Unter Rz. 17 heißt es dort:

„Grundsätzlich ist es Sache des Schädigers, die Schadensbeseitigung zu finanzieren (Senatsurteil vom 6. November 1973 - VI ZR 27/73, BGHZ 61, 346, 348, juris Rn. 7). Der Geschädigte hat Anspruch auf sofortigen Ersatz und ist unter Umständen berechtigt (vgl. Senatsurteil vom 6. November 1973 - VI ZR 27/73, aaO S. 348 ff., juris Rn. 7 ff.), grundsätzlich aber nicht verpflichtet, den Schaden zunächst aus eigenen Mitteln zu beseitigen oder gar Kredit zur Schadensbehebung aufzunehmen (BGH, Urteile vom 16. November 2005 - IV ZR 120/04, VersR 2006, 215 Rn. 37; vom 18. Februar 2002 - II ZR 355/00, NJW 2002, 2553, 2555, juris Rn. 18; vom 26. Mai 1988 - III ZR 42/87, NJW 1989, 290, 291, juris Rn. 17; OLG Düsseldorf, Urteil vom 9. April 2019 - 1 U 139/18, juris Rn. 44). Dieser Rechtsgrundsatz würde unterlaufen, sähe man den Geschädigten schadensrechtlich grundsätzlich als verpflichtet an, die Schadensbeseitigung zeitnah nach dem schädigenden Unfall vorzunehmen und damit ganz oder teilweise aus eigenen oder fremden Mitteln vorzufinanzieren.“

Das gilt auch bei sehr langer Ausfalldauer:
· BGH, Urteil vom 25.01.2005, Az. VI ZR 112/04, für 133 Tage, IWW-Abruf-Nr. 050823
· OLG Düsseldorf, Urteil vom 22.01.2007, Az. I-1 U 151/06, für 229 Tage, IWW-Abruf-Nr. 070660
· OLG Köln, Urteil vom 14.07.2016, Az. 15 U 27/16, für 122 Tage, IWW-Abruf-Nr. 187568
· AG Coburg, Urteil vom 28.12.2017, Az. 12 C 440/17, für 73 Tage, IWW-Abruf-Nr. 198730

Die Auflistung könnte endlos fortgesetzt werden.

In die Gruppe der Geschädigten, die „im Einzelfall ausnahmsweise“ (sic!) doch zur Vorfinanzierung unter dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben verpflichtet ist, gehört der Kläger / die Klägerin zweifellos nicht. Hier eventuell Vortrag zu den Verhältnissen.

… (Bearbeiterhinweis: Hier evtl. Vortrag zu den Verhältnissen ergänzen) 

Auch das Argument, wenn er den Unfall selbst verursacht hätte, hätte der Geschädigte die Reparatur ja auch sofort in Auftrag gegeben, zieht nicht. Das ist eine bloße Unterstellung.

Denn es ist gar nicht sicher, dass der finanziell schwach aufgestellte Geschädigte die Reparatur dann überhaupt in Auftrag gegeben hätte. Dazu sagt das AG Langenfeld, Urteil vom 14.10.2026, Az. 33 C 147/25, wörtlich: „In diesem Fall hätte der Kläger die Kosten der Reparatur unstreitig selbst tragen müssen und hätte sich vor diesem Hintergrund überlegen müssen, ob er sich die Reparatur im streitgegenständlichen Zeitpunkt überhaupt leisten kann oder ggf. zunächst auf das Fahrzeug verzichten muss.“

Doch selbst wenn er dann die Reparatur unter erheblichen finanziellen Schmerzen selbst in Auftrag gegeben hätte, gilt laut BGH, Urteil vom 07.05.1996, Az. VI ZR 138/95:

„Das Gebot zu wirtschaftlich vernünftiger Schadensbehebung verlangt jedoch, wie der Senat ebenfalls bereits ausgeführt hat, vom Geschädigten nicht, zu Gunsten des Schädigers zu sparen oder sich in jedem Fall zu verhalten, als ob er den Schaden selbst zu tragen hätte. Denn in letzterem Fall wird der Geschädigte nicht selten Verzichte üben oder Anstrengungen machen, die sich im Verhältnis zum Schädiger als überobligatorisch darstellen und die dieser daher vom Geschädigten nicht verlangen kann.“

· Variante:

Dass das Girokonto der Klägerin/des Klägers ein Haben aufwies, als die Reparaturentscheidung anstand, ist ohne Bedeutung. Denn wenn das Guthaben für die Schadenbeseitigung genutzt wird, ist es teilweise oder gar ganz aufgebraucht. Dann steht das Geld nicht mehr für die normale Lebensführung zur Verfügung. Wenn das Konto in der Folge ins Minus geht, ist das eine mittelbare Kreditaufnahme für die Unfallschadenbeseitigung, die genauso wenig zumutbar ist, wie eine unmittelbare.

Das zeigt eindrucksvoll eine Entscheidung des LG Kleve.

Knapp 8.000 Euro hatte die dortige Geschädigte auf dem Girokonto, etwa so hoch war der Schaden: Unter diesen Umständen musste die Geschädigte den Schaden nicht vorfinanzieren. Das ist ja nun wirklich kein Armutsfall, jedoch hat LG Kleve hat in Anwendung der BGH-Rechtsprechung die Vorfinanzierungspflicht verneint und die Mietwagenkosten bis zur Zahlungszusage des Versicherers zugesprochen. 

Ein Geschädigter muss vorhandene eigene Mittel nur unter eng begrenzten Voraussetzungen einsetzen, eine Kreditaufnahme ist ihm so gut wie nie zuzumuten (BGH, Urteil vom 08.02.2022 Az. VI ZR 115/19, Rz. 17, IWW-Abruf-Nr. 215406). Hätte die Geschädigte zugunsten des Versicherers ihr Konto für die Unfallschadenbeseitigung geplündert, hätte sie über keinerlei Rücklagen für den Rest des Monats mehr verfügt. Das muss sie sich nicht zumuten (LG Kleve, Urteil vom 23.11.2022, Az. 5 S 9/22, IWW-Abruf-Nr. 232719).

Der Ausnahmefall, dass dem Kläger/der Klägerin „das Geld so aus den Taschen quoll“, dass Treu und Glauben im Sinne der BGH-Entscheidung „im Einzelfall ausnahmsweise“ ein anderes Licht auf den Fall werfen, lag nicht vor. 

Angesichts der wirtschaftlichen Verhältnisse des Klägers/der Klägerin, die man als solide, aber nicht als übermäßig üppig beschreiben kann, liegt eine Treu und Glauben-Ausnahme auch hier nicht vor.

Dafür wäre im Übrigen der/die Beklagte vortrags- und beweisbelastet.

Im Rahmen der sekundären Vortragslast trägt der Kläger/die Beklagte hiermit wie folgt vor:

· Regelmäßige monatliche Einnahmen: …
· Regelmäßige monatliche Ausgaben: …
· Liquide Reserven: Keine
· Variante:
Dass die Summe des Ausfallschadens den Wiederbeschaffungswert übersteigt, ist dem Anspruch nicht hinderlich.

Das war in der Entscheidung des BGH vom 25.01.2005, Az. VI ZR 112/04, IWW-Abruf-Nr. 050823, genauso, und dazu sagt der BGH:

„Dafür, daß die Höhe der Ausfallentschädigung letztlich den Wert des Fahrzeugs erheblich übersteigt, ist im vorliegenden Fall nicht der Geschädigte, sondern allein der Schädiger verantwortlich, denn dieser hätte es in der Hand gehabt, den Kläger durch eine schnellere Ersatzleistung oder aber durch Zahlung eines Vorschusses finanziell in die Lage zu versetzen, eine Reparatur oder eine Ersatzbeschaffung zu einem früheren Zeitpunkt vorzunehmen.“

Nicht anders war es in der Entscheidung des OLG Köln vom 14.03.2019, Az. 15 U 109/18, IWW-Abruf-Nr. 216256.

Keine Kreditaufnahmepflicht

Auf die Kreditwürdigkeit des Klägers kommt es nach der Rechtsprechung des BGH nicht an. Denn auch wer einen Kredit bekäme, wäre nicht verpflichtet, ihn zur Entlastung des Schädigers aufzunehmen.

Im Hinblick auf eine fiktive Abrechnung (!) eines Unfallschadens hat der BGH geklärt, wann der damalige Kläger die gedachte (!) Reparatur hätte in Auftrag geben müssen. Das Ergebnis war: Er durfte sogar die gedachte (!) Reparatur erst in Auftrag geben, als er vom Schädiger das Geld dafür zur Verfügung gestellt bekam. Denn anderenfalls hätte er gedacht (!) eigenes Geld aufwenden müssen, um die gedachte (!) Rechnung zu bezahlen. Dazu ist er aber nicht verpflichtet.

Beim BGH heißt es im Urteil vom 18.08.2020, VI ZR 115/19 unter Rz. 17 dazu sehr eindrucksvoll: 

„Grundsätzlich ist es Sache des Schädigers, die Schadensbeseitigung zu finanzieren. Der Geschädigte hat Anspruch auf sofortigen Ersatz und ist unter Umständen berechtigt, grundsätzlich aber nicht verpflichtet, den Schaden zunächst aus eigenen Mitteln zu beseitigen oder gar Kredit zur Schadensbehebung aufzunehmen. Dieser Rechtsgrundsatz würde unterlaufen, sähe man den Geschädigten schadensrechtlich grundsätzlich als verpflichtet an, die Schadensbeseitigung zeitnah nach dem schädigenden Unfall vorzunehmen und damit ganz oder teilweise aus eigenen oder fremden Mitteln vorzufinanzieren.“

Beachten sie noch einmal die Formulierung: „…oder gar Kredit aufzunehmen.“ Das „…oder gar…“ ist eine sehr deutliche Distanzierung. Das heißt: Selbst wenn der Geschädigte könnte, er müsste nicht.

Im weiteren Verlauf der zitierten Passage weist der Senat dann noch darauf hin, dass eine Obliegenheit zum Einsatz eigener Mittel allenfalls dann in Betracht kommt (§ 254 BGB und damit der Vortragslast der Beklagten unterliegend), wenn die eigenen Mittel so bemessen sind, dass die Weigerung, sie einzusetzen unter dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben nicht nachvollziehbar wäre. 

Das Ergebnis: Der Geschädigte muss sogar fiktiv noch nicht einmal eigenes flüssiges (sondern allenfalls „über“-flüssiges) Geld einsetzen. Schon gar nicht muss er einen Kredit aufnehmen, auch wenn er es könnte. Bei einer tatsächlich durchgeführten Reparatur mit nicht nur gedacht, sondern real zu verauslagendem Geld muss das umso mehr gelten.

Der Grund dafür ist leicht nachvollziehbar: Einen Kredit muss man zurückzahlen. Ist er erst einmal aufgenommen, gibt es für den Geschädigten kein Zurück mehr. Während er – statt einen Kredit aufzunehmen – auf die Zahlungszusage des Versicherers wartet, kann er zu jeder Zeit die Entscheidung treffen, lieber kein Auto mehr zu haben als (ggf. zusätzliche) Schulden.

· Variante

Wenn der Geschädigte im Verlauf der Zeit doch einen Kredit nimmt
Immer wieder mal verliert ein Geschädigter die Nerven und nimmt nach langem erfolglosem Warten auf das Geld des Versicherers doch einen Kredit auf. Weil der Geschädigte überhaupt nicht verpflichtet ist, ein Darlehen aufzunehmen, die Kreditaufnahme also überobligatorisch ist, kommt es auf die Frage, ob der Kredit unter diesen Umständen schon von Anfang an hätte genommen werden müssen, nicht an (AG Wiesbaden, Urteil vom 18.05.2022, Az. 93 C 3300/20 (31) i. V. m. LG Wiesbaden, Beschlüsse vom 30.06.2022 und vom 23.08.2022, Az. 14 S 1/22, IWW-Abruf-Nr. 232090).

· Weiter für alle Varianten
Es ist das Risiko des (gewarnten) Schädigers, auf einen Geschädigten zu treffen, der finanziell nicht in der Lage ist, die zur Ersatzbeschaffung notwendigen Mittel vorzustrecken. Eine Pflicht des Geschädigten, zur Schadenbeseitigung einen Kredit aufzunehmen, besteht nicht, hat das OLG Düsseldorf mit Beschluss vom 02.07.2015, Az. I-1 W 17/15, IWW-Abruf-Nr. 187108, entschieden.

Keine Pflicht zur Inanspruchnahme der Vollkaskoversicherung
Der/die Geschädigte ist zur Vermeidung der langen Ausfalldauer nicht verpflichtet, eine eventuell bestehende Vollkaskoversicherung in Anspruch zu nehmen. Denn private Vorsorge hat niemals das Ziel, den Schädiger zu entlasten. Außerdem stößt der Geschädigte auf große Schwierigkeiten, im Anschluss an die Kaskoabrechnung mit dem Haftpflichtversicherer, wenn der denn seine Eintrittspflicht schlussendlich akzeptiert, den Verlust an Schadenfreiheitsrabatt in der Kaskoversicherung auszugleichen.

So hat es der BGH mit Urteil vom 17.11.2020, Az. VI ZR 569/19, IWW-Abruf-Nr. 220190, entschieden. Der Leitsatz der Entscheidung lautet:

„Der Geschädigte eines Verkehrsunfalls ist grundsätzlich nicht verpflichtet, den eigenen Kaskoversicherer auf Behebung des Unfallschadens in Anspruch zu nehmen, um die Zeit des Nutzungsausfalls und damit die Höhe der diesbezüglichen Ersatzverpflichtung des Schädigers und dessen Haftpflichtversicherers möglichst gering zu halten.“

Zu dieser Regel hat der BGH unter Rz. 14 eine Ausnahme benannt:

„Als treuwidrig könnte sich das Absehen von einer zeitnahen Inanspruchnahme des eigenen Kaskoversicherers und das darin liegende Zuwarten mit der Schadensbeseitigung gegebenenfalls ausnahmsweise dann darstellen, wenn der Geschädigte von vornherein damit zu rechnen hat, dass er einen erheblichen Teil seines Schadens selbst tragen muss und dass die Aufwendungen hierfür den Schaden, der ihm durch den Verlust des Schadensfreiheitsrabatts entstehen könnte, absehbar deutlich übersteigen.“ 

Diese Ausnahme liegt hier aber nicht vor, denn für den Geschädigten war die vollständige Haftung der Gegenseite von Anfang an klar. 

Variante:
Diese Ausnahme liegt hier aber nicht vor, denn für den Geschädigten war die weit überwiegende Haftung der Gegenseite von Anfang an klar. Bei allenfalls einer Haftung aus Betriebsgefahr lohnt die Inanspruchnahme des Vollkaskoversicherers wegen des Restes angesichts von Selbstbeteiligung und Rabattverlust nicht.

Weiter für die Standardvariante:
Die Entscheidung des BGH ist wenig überraschend, denn auch die Instanzenrechtsprechung hat schon davor weit überwiegend so entschieden:

OLG München, Urteil vom 27.05.2020, Az. 10 U 6795/19, IWW Abruf-Nr. 216696, u. a. mit der Begründung, den Schadenfreiheitsrabattverlust durch Kaskoinanspruchnahme vom gegnerischen Haftpflichtversicherer erstattet zu bekommen, sei häufig sehr schwierig.

· OLG Schleswig, Urteil vom 30.08.2012, Az. 7 U 146/11, IWW-Abruf-Nr. 132194
· OLG Naumburg, Urteil vom 15.06.2017, Az. 9 U 3/17, IWW-Abruf-Nr. 196434, womit die früher abweichende Entscheidung des OLG Naumburg überholt ist. 
· OLG Düsseldorf, Urteil vom 24.05.2011, Az. I-1 U 220/10, IWW-Abruf-Nr. 113050
· OLG Dresden, Urteil vom 04.05.2012, Az. 1 U 1797/11, IWW-Abruf-Nr. 121908
· LG Görlitz, Urteil vom 10.05.2012, Az. 2 S 133/11, IWW-Abruf-Nr. 130522
· LG Potsdam, Urteil vom 03.03.2015, Az. 11 O 166/14, IWW-Abruf-Nr. 144019
· LG Stralsund, Urteil vom 07.12.2016, Az. 7 O 146/15, IWW-Abruf-Nr. 190524
· AG Halle/Saale, Urteil vom 24.5.2012, Az. 93 C 3280/11, IWW-Abruf-Nr. 122122

Seit Einführung des HIS gilt das umso mehr, weil die Inanspruchnahme der Vollkaskoversicherung zum Problem wird, wenn der Zufall es will, dass ein weiterer Schaden im gleichen Jahr dazukommt. Wenn man (das HIS denkt ja nicht, es zählt nur stumpf) mit mehr als zweimaliger Inanspruchnahme von Versicherungen in zwei Jahren als auffällig gilt, sollte man die erste Inanspruchnahme schon vermeiden. Das wird leicht nachvollziehbar sein.

Variante: Vollkasko irgendwann doch in Anspruch genommen

An alledem ändert nichts, dass der Kläger wegen des unerträglichen Zeitablaufs dann doch am xx.xx.xxxx in Anspruch genommen hat. Wer die Vollkasko gar nicht in Anspruch nehmen muss, dem kann nicht vorgeworfen werden, es zu spät getan zu haben (LG Siegen, Urteil vom 01.12.2021, Az. 1 O 399/20, IWW-Abruf-Nr. 226606).

Werkstattrisiko:
Der/die Geschädigte darf grundsätzlich darauf vertrauen, dass die Werkstatt zügig arbeitet. Er/Sie muss sich nicht vor der Auftragserteilung erkundigen, ob der Schaden in der vom Gutachter prognostizierten Zeit behoben werden wird, entschied das AG Nürtingen mit Urteil vom 17.08.2015, Az. 17 C 2190/14, IWW-Abruf-Nr. 145200.

Dass das Werkstattrisiko zu Lasten des Geschädigten geht, ist völlig einheitliche Rechtsprechung. Da genügt als Fundstelle die Mutter aller Risikoverteilungsentscheidungen des BGH, veröffentlich in NJW 1975, 160.

Das gilt für Probleme bei der Ersatzteilbeschaffung ebenso wie bei der Erkrankung von Mitarbeitern in der Werkstatt und alle anderen ungezählten Probleme, die ohne Einflussmöglichkeit des Geschädigten während der Reparatur entstehen. 

Die konkrete Verzögerungsursache war hier … . Darauf hatte der/die Geschädigte keinen Einfluss.



	Wichtiger Hinweis: Der Inhalt ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Redaktion prüft ihn regelmäßig und passt ihn gegebenenfalls an. Gleichwohl schließen wir Haftung und Gewähr aus, da die Materie komplex ist und sich ständig wandelt. Muster dienen als Vorlage und sind individuell anzupassen.

Haben Sie noch Fragen? Schreiben Sie uns: kontakt@iww.de
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Praxiswissen auf den Punkt gebracht.
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